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Viel Lob für die 
Verhandlungsdelegation 

Abkommen zur Lösung des freien Personenverkehrs wurde vom Landtag mehrheitlich sehr positiv bewertet 

S P L I T T E R  

Die von der Regierung vorgelegte Lö
sung zum freien Personenverkehr im 
EWR wurde vom Landtag durchwegs 
als gut befunden. Trotzdem mischten 
sich in die Voten der Abgeordneten ei
nige Stimmen ein, welche die Bewilli
gung von 56 Gesuchen pro Jahr in ihrer 
Durchführbarkeit teilweise anzweifel
ten. Grössere Differenzen bestand in 
der Interpretation, ob der EWR mit 
dieser Lösung nun die Nagelprobe be
standen habe oder nicht. 

Alexander Bailiner 

Für die VU-Fraktion ergriff Fraktions
sprecher Peter  Sprenger als Erster  das 
Wort. Er  sprach von einer historischen 
Leistung, welche der  Regierung, S.D. 
Prinz Nikolaus und den Verantwortli
chen des Ausländer- und Passamtes zu
zuschreiben sei. Die Regierung habe ih
re Leistungsfähigkeit unter Beweis ge
stellt. Mit dieser Lösung habe de r  E W R  
seine Nagelprobe bestanden, führte Pe
ter  Sprenger aus. FBPL-Fraktionsspre-
cher Gebhard Hoch schloss sich dem 
Lob von Peter Sprenger an. Gebhard 
Hoch stand jedoch der  Aussage, der 
E W R  habe damit  die Nagelprobe be
standen, skeptisch gegenüber. Der  
FBPL-Fraktionssprecher führte aus, 
dass die Diskussion um die Steuerhar-
nionisierung erst  noch überstanden 
werden müsse. Erst dann würde sich 
weisen, o b  de r  E W R  die Nagelprobe 
bestanden habe. Diesen überaus positi
ven Voten zur gefundenen Lösung stan
den jedoch auch nachdenkliche und 
skeptische gegenüber. 

Kontingent nicht umsetzbar 
Einige Abgeordnete machten darauf 

aufmerksam, dass die gefundene Lös
ung von 56 Bewilligungen pro Jahr mo
mentan wohl nicht eingehalten werden 
könne. Im Speziellen machten der  VU-
Abgeordnete Volker Rheinberger und 
Landtagsvizepräsident Otmar  Hasler 
auf  diesen Punkt  aufmerksam. Volker 
Rheinberger führte aus, dass man  mit 

Landtagsvizepräsident Otmar Hasler ging in seinem Votum au f  grundlegende Über
legungen der Auswirkungen des freien Personenverkehrs ein. (Bild: bak) 

dem jetzigen Wirtschaftswachstum den 
Bedarf  a n  Arbeitskräften nicht decken 
könne. E r  wollte im Speziellen wissen, 
wie sich Vorarlberg darauf  einstelle, 
dass vermehrt  Arbeitskräfte in unserer 
Nachbarschaft angesiedelt würden. Re
gierungschef Mario Frick betonte dann 
auch, dass die 56 Bewilligungen sicher 
sehr  knapp bemessen seien. Die Regie
rung plane, die Bereiche Telekommuni
kation, Versicherungen und das Ban
kenwesen bevorzugt z u  behandeln. Aus 
wirtschaftspolitischen Überlegungen 

brauche es sicher Sonderfenster, wie 
d e r  Regierungschef ausführte. Volker 
Rheinberger uhd. Gebhard Hoch 
machten dann  darauf;  aufmerksam, 
dass trotz diesen bevorzugten Sektoren 
die Umsetzung von 56 Bewilligungen 
nicht leicht sei bzw. der  Neuzuzug si
cher darüber  hinausgehen werde. 

Grundsätzliche Gedanken 
Landtagsvizepräsident O tmar  Hasler 

ging in seinem Votum auf Grundsätzli
ches dieser Problematik' ein. E r  beton

te: «Bezogen au f  d e n  freien Personen
verkehr hat die Regierung das Verbot 
des  Stellen- u n d  Berufsbranchenwech
sels für EWR-Bürger  aufgehoben. 
Weiters wurde für EWR-Bürger ,  die 
einer unselbständigen Grenzgänger
tätigkeit nachgehen, die Bewilligungs
pflicht abgeschafft. Somit herrscht auf 
dem Arbeitsmarkt  die Personenfreizü
gigkeit. Die Nachfrage an Arbeitskräf
ten  in d e r  stark wachsenden Wirtschaft 
stösst im Inland auf Grenzen. D i e  Zahl 
d e r  Grenzgänger hat  stark zugenom
men. A b e r  auch der  Konkurrenzdruck 
ist grösser geworden. In diesem Zu
sammenhang ist die nun gefundene 
Lösung im Bereich des Personenver
kehrs zu sehen.  Die oben genannten 
Faktoren rufen  geradezu nach einer 
weiteren Zuwanderung von Men
schen. Sichtbarer Ausdruck sind die 
wachsenden Dörfer, der  zunehmende 
Verkehr.» 

Ziel verfehlt? 
Otmar  Hasler  ging dann auch noch 

auf die von der  Regierung angestrebten 
Ziele ein. Diese sieht der  Landtagsvize
präsident teilweise verfehlt. E r  unter
strich: «Ziel d e r  Verhandlungen war  ei
n e  dauerhafte Lösung, die Möglichkeit 
de r  Begrenzung des Zuzugs vorsieht, zu 
erreichen. So auch die Aussage des 
Herrn Regierungschefs im November
landtag 1998 ... Es konnte keine dauer
hafte Ausnahmeregelung im freien Per
sonenverkehr erreicht werden, dafür  ei
ne Übergangsfrist von sieben Jahren. 
Vor Ablaufen de r  Übergangsfrist wird 
der  gemeinsame EWR-Ausschuss eine 
Überprüfung vornehmen. Dabei wird 
wiederum die besondere Situation 
Liechtensteins z u  berücksichtigen sein. 
Liechtenstein muss dann wiederum 
darlegen, dass ohne entsprechende 
Ausnahme es in seinen Interessen ge
schädigt werde. Somit ist die getroffene 
Regelung nicht abschliessend und nicht 
überzeugend.» Trotz dieser nachdenkli
chen Worte stimmte Otmar  Hasler, wie 
auch 19 andere  Abgeordnete, dieser 
Lösung zu. 

• Wir haben europäisches Niveau. 
Ich bin versucht zu sagen, verdammt 
nochmal. 
Regiehtngschef Mario Frick zum 

•Übereinkommen der Geldwäscherei. 

• Hier glaube ich, da wird mir der 
Abgeordnete Alois Beck zustim
men, hier hat Geduld RoBen und 
nicht etWa nasse Hosen gebradit 
Regierungschef Mario Frick zur Lö
sung des Personenverkehrs im EWR. 

• Mir bricht kein Zacken-aos der 
Krone, wenn ich für einmal nicht die 
Regierung, sondern die Arbeit der 
Oppositionspolitiker lobe. 
Peter Sprenger (VUj zur Arbeit der 
FBPLin der Kommission zur Erar-
beitung des Gesetzes über die Be
währungshilfe. 

• Vielleicht waren die Kommissions* 
mitglieder der Meinung, dass Land
tagsabgeordnete keine Müsse ha-, 
ben, um als Bewährungshelfer tätig : 
zusein. 
Landtagspräsident Peter Wolffi(VU) 
zur Einschränkung im Gesetz über 
Bewährungshilfe, dass Landtagsab
geordnete und Stellvertreter nicht als 
Bewährungshelfer tätig sein dürfen. 

• Die Opposition ist eine Ziege, die 
ihre Pflicht durch Meckern erfüllt. 
Zitat-Einschub von Vizeregienmgschef 
Michael Ritter während der Debatte 
über die neue LKW-Organisation. • 

• D i e  Aufgabe der Opposition ist es, 
der Regierung das Leben so schwer 
wie möglich zu machen. 
Prompte Entgegnung von FBPL-
Fraktionssprecher Gebhard Hoch. 

• Es geht nicht an, dass das Hoch-
bauamt nur die Drecksarbeit ma
chen soll,.aber keine Wqjsungsiqög-
lichkeit hat. • ^ 

, i Regierungschef Mario Frick zur ge
planten Abänderung, des Baugeset
zes. 

• Wenn wir schon beim Wünschen 
sind, würde ich vorschlagen 
Marco Ospelt (FBPL), nachdem ver- : 
schiedene Abgeordnete einen ganzen 
Haufen Wünsche rund um, die Ver
fassungsdebatte vorbrachten. 

Beitritt zum Doping-Übereinkommen 
Ratifikation im Landtag unbestritten - Disput zu Sportgesetz und Verordnung 

Liechtenstein tritt dem Übereinkom
men des Europarates von 1989 gegen 
Doping bei. Die  Ratifikation des Ab
kommens, das eine Harmonisierung der 
Vorschriften gegen das Doping an
strebt, war gestern im Landtag unum
stritten. Einen Disput rief hingegen das 
Vorgehen bei der Erarbeitung der Ver
ordnung zum neuen Sportgesetz her
vor. 

Manfred Öhri 

Mit dem In-Kraft-Treten des Sportge
setzes am 1. Apri l  2000 erfüllt unser 
Land nach Auffassung der  Regierung 
alle Voraussetzungen für die Ratifikati
on des Übereinkommens,das verbindli
che Normen im Hinblick auf eine Har
monisierung de r  Doping-Vorschriften 
festlegt. Liechtenstein solle und könne 
sich dieser internationalen Zusammen
arbeit nicht verschliessen. Inzwischen 
sind 32 von 41 Mitgliedsländern des 
Europarates Vertragsstaaten des Über
einkommens. 

LOSV nicht angehört 
D e r  Beitritt zum Übereinkommen 

stand gestern im Landtag nicht in Frage 
und wurde insbesondere von den Abge
ordneten Marco Ospelt (FBPL) und 
Lorenz Hecb ( V U )  begrüsst. Doping 
könne, so ihre übereinstimmende Mei
nung, die vielen positiven Wirkungen 
des Sports in Frage stellen und müsse 
deshalb wirksam bekämpft werden. 
Laut Lorenz H e e b  ist die Versuchung 
gross, auch Verbotenes zu tun, um 

sportliche Erfolge zu erzielen und ans 
grosse Geld  zu kommen. 

Erstaunt äusserte sich Marco Ospelt 
darüber, dass die Sportverbände - ins
besondere de r  Dachverband LOSV -
nicht angehört  worden seien. Ihn hä t te  
ihre Meinungen zu den  Bestimmungen 
des Abkommens sehr interessiert. Auch 
FBPL-Fraktionssprecher Gebhard 
Hoch vermisste eine Vernehmlassung, 
zumal gemäss neuem Sportgesetz de r  
LOSV u n d  die Fachverbände für die 
Durchführung von Dopingkontrollen 
zuständig seien. Dass die LOSV-Funk-
tionäre diesbezüglich mit den  schweize
rischen Institutionen eine Kooperation 
anstrebten, die offenbar au f  gutem We
g e  sei, erachtete e r  als richtig. Sportmi
nisterin Andrea  Willi begründete das 
Ausbleiben einer Vernehmlassung da
mit, dass die Regierung bisher noch zu 
keinem internationalen Übereinkom
men eine solche vorgenommen habe. 

Wirbel u m  Verordnung 
Das Übereinkommen enthält eine 

Referenzliste der  verbotenen Wirkstof
fe, die von einer Kontrollgruppe regel
mässig überprüft wird. Diese «Doping
liste» wird von der  Regierung in einer 
Verordnung publiziert werden. Die 
Verordnungen, die zum neuen Sportge
setzerlassen werden sollen,sorgten ges
tern für einen kurzen, abe r  heftigen 
Disput. Bekanntlich ha t  sich der  LOSV 
demonstrativ aus der  Arbeitsgruppe 
bzw. von den Verhandlungen mit der  
Regierung zurückgezogen, weil man  
keinen seiner Vorschläge berücksichti-

Emotional: Sportministerin Andrea Willi 

gen wollte. Vor ajlem im Spitzensport-
Bereich entsprach de r  Entwurf  nicht 
den Intentionen des  Dachverbandes 
(das Volksblatt berichtete darüber) .  

Einen Konsens finden 
Laut  Gebhard Hoch hat  man  das 

Sportgesetz im . Dezember mit  allen 
Mitteln durchgeboxt, obwohl e s  nach 
seiner Meinung ein Flickwerk darstellt, 
weil e s  «in sich nicht stimmig ist». Da
mals habe die Sportministerin festge
halten, dass das Gesetz die Grundlage 
für eine griffige Verordnung biete, in 
der  dann die vielen Anregungen 
berücksichtigt werden könnten. Aller
dings habe marf schon zu diesem Zeit
punkt darauf  hingewiesen,dass nicht al
le Vorstellungen in einer Verordnung 

umgesetzt werden könnten. Das habe 
sich jetzt eindrücklich bewahrheitet. 

Trotz Widerstands des LOSV sei der 
Verordnungsentwurf nun in die Ver
nehmlassung (bis 22. März) geschickt 
worden. Immerhin stimme es ihn hoff
nungsvoll, bemerkte Gebhard Hoch,  
dass man nicht mehr am Termin (1. 
April) festhalten wolle, an dem die Ver
ordnung erlassen werden soll. Der  
FBPL-Fraktionssprecher richtete da
her  den  eindringlichen Appell an die 
Regierung, den LOSV wieder ins Boot 
zu holen und mit dem Dachverband ei
nen Konsens zu finden. 

Eine «Lex Willi»? 
Die Sportministerin reagierte weni

ger  argumentativ, sondern mehr  emo
tional. «Sie können mir die Freude am 
Sportgesetz nicht verderben. Ich bin 
überzeugt, dass wir auch für den Spit
zensport eine gute Verordnung haben 
werden. Ich habe einen klaren Weg und  
klare Ziele», meinte sie unter anderem. 
Die Frage sei a n  dieser Stelle erlaubt: 
Geht  es hier n u n  um eine «Lex Willi», 
oder  aber u m  Grundlagen auf Geset
zes* und Verordnungsstufe, die in erster 
Linie zum Wohle der  Verbände und der  
Sportlerschaft d a  sind? 

D e n  LOSV habe  man,so Andrea Wil
li, nie vom Boot gestossen. E r  sei jeder
zeit willkommen, wieder in der  Arbeits
gruppe mitzuwirken. Allerdings dürfe 
auch er  nicht die Grenzen des neuen  
Sportgesetzes verlassen. Dessen Män
gel treten allerdings immer stärker  zu 
Tage. 

IAG in erster 
Lesung beraten 
D e r  Antrag zur Abänderung des 
Gesetzes über die Berufsausübung 
der  im Bauwesen tätigen Ingenieure 
und de r  Architekten wurde gestern 
im Landtag in erster Lesung bera
ten. Ingrid Hassler (VU)  und Elmar 
Kindle (FBPL) übten heftige Kritik 
an der  Regierungsvorlage. So wur
den  Gesetzesartikel aus der ur
sprünglichen Gesetzesversion her
ausgestrichen, obwohl diese für 
nötig erachtet wurden. Nach dem 
neuen Gesetz sollte die Kommissi
on, welche bisher als beratendes Or
gan für die Regierung tätig war, auf
gehoben werden. Auch diese An
sicht konnte der  FBPL-Abgeordne-
te Elmar Kindle ganz und gar nicht 
teilen, denn schliesslich war  es die
ser Kommission zu verdanken, dass 
auf Missstände in der  Rechtsspre
chung aufmerksam gemacht wurde. 
Diese Kommission spiele auch für 
die Zukunft eine nicht zu unter
schätzende Rolle. 

Damit Ingenieure o d e r  Architek
ten eine Bewilligung zur  Ausübung 
ihrer Tätigkeit erhalten, müssen 
Voraussetzungen erfüllt sein. So er
hält gemäss Vorlage nu r  derjenige 
eine Bewilligung, de r  liechtenstei-
ner  Staatsangehöriger ode r  Staats
angehöriger einer Vertragspartei 
des Abkommens übe r  den E W R A  
ist, wer die entsprechende fachliche 
Befähigung und praktische Tätig
keit nachweisen kann  u n d  wer in 
den letzten fünf Jahren Konkursfrei 
war. 


